
Begründung zur 1. Änderung des Bebauungsplans "Langenmosen-Mitte“, 
Gemeinde Langenmosen gem. § 9 Abs. 8 BauGB i.V. mit § 13 Abs. 1 BauGB 

durch Aufstellung des Bebauungsplanes „Langenmosen-Mitte 1. Änderung“ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Stand: 07.01.2020 
Redakt. ergänzt: 07.04.2020 
 
Gemeinde Langenmosen                  .......................................................    
                 Mathilde Ahle, Erste Bürgermeisterin 

 
 
Städtebau:       Grünordnung: 
Dipl.Ing. Rudolf Reiser  Karl Ecker, Landschaftsarchitekt     
Architekt Regierungsbaumeister   Bearbeitung: Bertram Boretzki 
Aignerstraße  29  81541 München    Lenbachplatz 16 
Telefon 089/695590  Fax 089/6921541  81629 Schrobenhausen 
E-Mail: staedtebau.reiser@t-online.de   E-Mail: karl.ecker@ecker-la.de 
 

im Auftrag der Gemeinde Langenmosen 



Gemeinde Langenmosen    -    Begründung zur 1. Änderung Bebauungsplan    •    Wohngebiet „Langenmosen-Mitte“ 
 

 
2 

Begründung gem. § 9 Abs. 8 BauGB i.V. mit § 13 a Abs. 1 BauGB 

 

1.  Planungsanlass und aktuelles Planungsrecht 

Der Bebauungsplan „Langenmosen-Mitte“ in der Fassung vom 19.03.2019 ist rechtsverbindlich.  

Im Zuge der Erschließungsplanung wurden im Bereich Parzelle 19 a und 19 b verschiedene 
Möglichkeiten der Höhenlage untersucht, wobei auch für eine etwas tiefere Höheneinstellung 
der geplanten Erschließungsstraße eine Ableitung der erforderlichen Kanäle (Abwasser, 
Oberflächenwasser) untersucht wurde. Leider hat sich hier keine einvernehmliche Lösung im 
Bereich nördlich wegen der erforderlichen Dienstbarkeiten „Kanäle“ ergeben. 

Die bisher geplante Sticherschließung entfällt, da dieser Stich und dessen Entwässerung eine 
angepasste Höhenlage des Erschließungsrings bisher verhinderte. In der Folge können auch 
die Hochbauten etwas tiefer situiert werden, was nur noch geringere Geländeveränderungen 
gerade auf der Nordseite erfordert. 

 

2. Verhältnis Ausgangsbebauungsplans und 1. Änderung 

Für die 1. Änderung wird das vereinfachte Verfahren gem. § 13 BauGB angewandt. Nach 
Durchführung des Änderungsverfahrens werden die Änderungen in den ursprünglichen 
Bebauungsplan integriert, anschließend wird der Plan ausgefertigt und erneut bekannt gemacht.  

Der Bebauungsplan „Langenmosen-Mitte 1. Änderung" ersetzt dann den Bebauungsplan 
„Langenmosen-Mitte"  (Fassung vom 19.03.2019, rechtskräftig seit 07.05.2019) vollständig. 
Etwaige Gutachten sowie die Begründung einschließlich Umweltbericht zum 
Ursprungsbebauungsplan bleiben in ihrer Wirksamkeit erhalten.  

 

3. Inhalte der 1. Bebauungsplanänderung  

Geändert werden folgende Punkte: 

 

3.1 Änderungen im Gesamtbereich des bisherigen Bebauungsplans 
- Höheneinstellung der Gebäude in Abstimmung mit der tiefbautechnischen Planung des 

Ing.Büro Mayr. 

- Ergänzung der bisher geplanten Höhenlage der Erschließungsstraßen. 

 

3.2 Änderungen im engeren nördlichen Bereich, Parzellen 19 a und 19 b 
- Entfall des bisherigen öffentlichen Erschließungsstraßenstichs, dadurch flächensparend und 

wirtschaftlich; Entfall Straßen-Entwässerung hier und bessere Höheneinstellung der 
Ringstraße. 

- Beibehaltung der alternativen Lösung entweder kommunaler, geförderter Wohnbau mit max. 
8 Wohneinheiten, oder aber Realisierung von 2 möglichen Einzel- bzw. Doppelhäusern. 
Städtebaulich sinnvoll ist dabei im östlichen Bereich entweder ein Einzelhaus wegen der 
schwierigeren Erschließung oder ggf. auch ein Zweifamilienhaus. 

- Der Abstand Baugrenze bei den beiden Parzellen zur Nordgrenze wird von bisher 3 m auf 
5 m vergrößert, um eine flachere Böschung der höheren Bauparzellen gegenüber dem 
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nördlichen Grundstück sicherzustellen.  

Der Umgriff der 1. Bebauungsplanänderung umfasst 1.555 m2, ansonsten wird die 
Höheneinstellung der Gebäude und Erschließungsstraßen im Gesamtbereich ergänzt. 
 
Ausdrücklich wird hier auf folgendes hingewiesen:  

Wild abfließendes Wasser: Aufgrund der Topografie kann wild abfließendes Wasser nicht 
ausgeschlossen werden, daher sind die Bauvorhaben entsprechend zu sichern. Das natürliche 
Abflussverhalten darf nicht so verändert werden, dass Nachteile für andere Grundstücke 
entstehen (§ 37 WHG).  

Es ist Aufgabe der Oberlieger, anfallendes Niederschlagswasser durch geeignete Maßnahmen 
wie Terrassierung, Einplanung von Sickermulden und geeignete Gefälleausbildung auf dem 
eigenen Grundstück schadlos abzuführen (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 c, d BauGB). 

 
Aus städtebaulicher Sicht ist die 1. Änderung vertretbar, und zwar aus folgenden Gründen: 

Mit Bauland wird sparsam umgegangen. Die Verkehrserschließung ist gesichert. Durch den 
Entfall der Stichstraße wird weniger Grund und Boden versiegelt. Durch den größeren Abstand 
an der Nordseite wird die Grünordnung verbessert, und es kann das Gelände aufgrund der 
notwendigen Aufschüttung besser und flacher modelliert werden.  

Die übrigen Festsetzungen des rechtsverbindlichen Bebauungsplans gelten unverändert weiter, 
sofern durch diese Änderung keine anderweitigen Festlegungen getroffen sind. 

Diese Änderung wird im vereinfachten Verfahren gem. § 13 BauGB durchgeführt. Die 
Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer UVP unterliegen, wird nicht 
begründet (§ 13 Abs. 1 Nr. 1 BauGB), ebenso liegen keine Anhaltspunkte für eine 
Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b genannten Schutzgüter vor. Nach Abs. 3 
wird daher von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4, dem Umweltbericht nach § 2 a und von der 
Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB abgesehen. 

 

Abweichende Abstandsflächenregelung für die Parzellen 17 und 18: 

Im Ausgangsbebauungsplan war nördlich der beiden Parzellen eine öffentliche Stichstraße 
geplant, die im Rahmen der 1. Bebauungsplanänderung aus tiefbautechnischen Gründen zur 
Sicherung der Oberflächenentwässerung (Höhenlage des Stiches) entfallen musste. Dadurch 
können für die südlichen Grundstücke Nrn. 17 und 18 die dortigen Abstandsflächen nicht mehr 
bis zur Straßenmitte abgetragen werden. Für den dort geplanten Dreispänner ist nunmehr auf 
dem nördlichen Grundstück Nr. 19 b im Zusammenhang mit der 1. Änderung bei einem 
Grundstücksverkauf durch die Gemeinde eine notarielle Eintragung einer Dienstbarkeit 
erforderlich, um für beide Seiten eine ausgewogene Lösung zu erreichen. Der Gemeindrat hat 
zu einer vorliegenden Stellungnahme nach Entfall der Sticherschließung hierzu folgenden 
Beschluss gefasst:  

„Der Abwägung der Stellungnahmen Nr. 1 wird zugestimmt. Jedoch erfolgt für das 
Wohngebäude eine Abstandsflächenübernahme in einer Tiefe von max. 2 m für die über 
16 m hinausgehende Hauslänge (gerechnet ab Westgiebel), beginnend von der östlichen 
Grundstücksgrenze auf dem dienenden Grundstück (Nr. 19 b). Des Weiteren sind die 
Festsetzungen des Bebauungsplanes einzuhalten.“ 


